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1,4 Millionen Türken
können in der Bundesrepublik Deutschland über die umstrittene Verfassungsän-
derung in der Türkei abstimmen, die Erdogan mehr Macht geben würde. Mehrere
türkische Regierungsmitglieder haben bereits Wahlkampfauftritte in Deutschland
absolviert. ©

„Wir dürfen es nicht zulassen, dass politische
Auseinandersetzungen aus der Türkei nach
Deutschland importiert werden.“

Der deutsche Außenminister Sigmar Gabriel

Systematische Schläge gegen Zweisprachigkeit
RUMÄNIEN: Verein aus Bukarest klagt gegen ungarische Aufschriften und Symbole im Szeklerland und bekommt vor Gerichten auch noch Recht

MAROSVÁSÁRHELY/NEU-
MARKT/TÂRGU MURES (sch).
In Siebenbürgen werden offen-
bar systematisch auf dem Klage-
wege die ungarischen Teile von
zweisprachigen Aufschriften an-
gefochten und damit die Rechte
der Minderheit von der Ge-
richtsbarkeit verletzt.

Schon seit Wochen weist Zsolt
Árus, der Präsident der Sektion
Gyergyószek des Nationalrats
der Szekler, auf derartige Vorgän-
ge hin. Der Szekler-Nationalrat
ist eine überparteiliche Plattform
der ungarischen Minderheit im
Szeklergebiet im Karpatenbogen
im Nordosten Siebenbürgens. In
3 Landkreisen stellen die Szekler,
ein ungarischer Volksstamm, die
Mehrheit der Bevölkerung. Im
Szeklerland lebt kompakt sie-
delnd rund die Hälfte der etwa
1,2 Millionen Angehörigen der
ungarischen Minderheit in Ru-
mänien. Die andere Hälfte lebt
zerstreut weiter westlich nahe
der ungarischen Grenze.

In allen von Árus mitgeteilten
Fällen ist es ein in Bukarest ein-
getragener Verein für Bürger-
rechte (ADEC), der einen Bür-
germeister im Szeklerland dazu
auffordert, den ungarischen Teil
einer zweisprachigen Aufschrift
oder andere Symbole der ungari-
schen Minderheit zu entfernen.

Tut der Bürgermeister dies nicht,
wird er von dem Verein verklagt.
59 solcher Fälle gab es bis zum
Ende des Jahres 2016.

Árus berichtet, dass die rumä-
nischen Gerichte in der Regel
zugunsten des klagenden Ve-
reins entscheiden, auch in der
zweiten Instanz. Und dies, ob-
wohl in Rumäniens Minderhei-
tengesetz festgeschrieben ist,
dass ab einem Anteil von 20 Pro-
zent den Minderheiten angehö-
rige Ortsschilder und Aufschrif-
ten zweisprachig sein sollen.
Ähnliches sieht auch das Rah-
menabkommen über den Schutz
nationaler Minderheiten vor
(siehe Info-Box).

Zsolt Árus berichtete zuletzt
über folgende Fälle:
# Szélykeresztúr/Szeklerkreuz/

Cristuru Secuiesc (93 Prozent
ungarische Bewohner), Klage-
grund: ungarische Aufschrift

am Rathaus.
# Csikrákos/Racu (über 90 Pro-

zent Ungarn): ungarische Auf-
schrift am Gemeindehaus.

# Gyergyószentmiklós/Niklas-
markt/Gheorgheni (87 Pro-
zent Ungarn): Entfernung der
Stadtfahne und der Szekler-
flagge von der Fassade des Rat-
hauses und auch aus dem Bü-
ro des Bürgermeisters.

# Nagyvárad/Großwardein/
Oradea (23 Prozent): Entfer-
nung der Flagge der histori-
schen ungarischen Region
Partium vom Gebäude, in dem
der EU-Abgeordnete Lászlo
Tökés sein Büro hat; die Flagge
sei laut Stadtpolizei eine kom-
merzielle Fahne.

# Csíkszereda/Szeklerburg/
Miercurea Ciuc (82 Prozent):
Entfernung der Szeklerflagge
und der Stadtfahne vom Ein-
gang des Rathauses.

MINDERHEITEN IN EUROPA

# Csíkszereda/Szeklerburg/
Miercurea Ciuc (82 Prozent):
Entfernung des ungarischen
Teils der zweisprachigen Auf-
schrift vom Rathaus.

# Nyárádszereda/Miercurea Ni-
rajului (93 Prozent): Entfer-
nung der Szeklerflagge vom
Rathaus und Anbringen zwei-
er rumänischer Nationalfah-
nen. Zwar waren diese ange-
bracht, doch behauptete der
Bukarester Verein – ohne Be-
weise beizubringen – das Ge-
genteil. Das Gericht folgte dem
Verein.

# Boldogfalva/Feliceni (99 Pro-
zent): Entfernung des ungari-
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schen Teils der zweisprachi-
gen Aufschrift am Rathaus.

Für Zsolt Àrus ist es unbegreif-
lich, wieso andere historische
Regionen wie die Bukowina eine
eigene Flagge hissen dürfen, die
Szekler aber nicht, zumal sie mit
ihrer Flagge gegen keine Gesetze
verstoßen. Dieser Verstoß gegen
das Gleichheitsgebot wird auch
vom Europarat im Monitoring-
Bericht der Europäischen Kom-
mission gegen Rassismus und
Intoleranz im Bericht des Jahres
2014 kritisiert.

„Um diese Urteile umzuset-
zen, müssen die Bürgermeister

gegen die Verfassung und eine
Reihe von rumänischen Geset-
zen verstoßen und internationa-
le, von Rumänien ratifizierte Ab-
kommen missachten“, schreibt
Zsolt Árus.

Dies sei das wirkliche Gesicht
des Landes, dessen Regierungen
immer behaupteten, dass „die
Minderheiten in beispielhafter
Weise behandelt werden“.

© Alle Rechte vorbehalten

@ http://bit.ly/2lYS5oM

Gabriel zieht klare Grenze
DIPLOMATIE: Krisengespräch mit dem türkischen Außenminister hart, aber freundlich

BERLIN (dpa). Bundesau-
ßenminister Sigmar Gabriel
(SPD) und sein türkischer
Kollege Mevlüt Cavusoglu ha-
ben bei ihrem ersten Treffen
seit Beginn der aktuellen Kri-
se keinen Durchbruch erzielt.
Nach der Begegnung gestern
in Berlin traten sie getrennt
vor die Presse. Gabriel sagte,
er hoffe auf eine schrittweise
Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen Deutsch-
land und der Türkei. „Wir wa-
ren uns einig, dass keine der
beiden Seiten ein Interesse
daran hat, die Beziehungen
nachhaltig zu beschädigen.“

Cavusoglu schlug dagegen er-
neut scharfe Töne an. Deutsche
Politiker und Medien begegne-
ten der Türkei zunehmend
feindselig, kritisierte er während
eines Besuches auf der Reise-
messe ITB. Auch eine „Tendenz
zur Islamfeindlichkeit“ sei spür-
bar. Am Vortag hatte er das heu-
tige Deutschland mit der Nazi-
Diktatur verglichen. „Das ist ein
total repressives System“, sagte
er der Zeitung „Hürriyet“. „Alle
Praktiken ähneln denen der Na-
zi-Zeit.“

Gabriel bezeichnete die Un-
terredung als hart, aber freund-
lich. Weitere Nazi-Vergleiche
seitens der türkischen Regie-
rung dürfe es aber nicht mehr
geben. „Es gibt Grenzen, die
man nicht überschreiten darf“,
warnte er.

Ankara hatte sich über die Ab-
sage mehrerer Auftritte türki-
scher Minister in Deutschland
beschwert. Die Politiker hatten
dabei für die von Staatspräsident
Recep Tayyip Erdogan vorge-
schlagene Verfassungsreform
werben wollen, über die am 16.
April per Referendum abge-
stimmt wird. Erdogan will seine
Machtbefugnisse damit massiv
erweitern.

Der Streit zwischen beiden

Ländern war auch wegen der In-
haftierung des deutsch-türki-
schen Journalisten Deniz Yücel
eskaliert. Gabriel drang in dem
Gespräch erneut darauf, dass die
deutsche Botschaft Zugang zu
dem Gefangenen erhält, dem
Terrorpropaganda und Volksver-
hetzung vorgeworfen werden.

Gabriel beschrieb die Begeg-
nung als gut, ehrlich und
freundlich, aber auch „hart und
kontrovers in der Sache“. Es gehe

nun darum, „Schritt für Schritt“
zu einem normalen und auch
wieder freundschaftlichen Ver-
hältnis zurückzukehren. Er habe
mit Cavusoglu vereinbart, den
Dialog möglichst bald fortzuset-
zen. Gabriel appellierte an die
Türken in Deutschland, den
Streit um das Verfassungsrefe-
rendum nicht hierzulande aus-
zutragen.

Das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz teilte mit, es be-
obachte „einen signifikanten
Anstieg nachrichtendienstlicher
Tätigkeiten der Türkei in
Deutschland“. Unter solchen
von Ankara gesteuerten Aktio-
nen werden unter anderem das
Ausspähen von Gegnern Erdo-
gans, versuchte Einflussnahme,
Propaganda und Desinformati-
onskampagnen verstanden.

„Wir sehen seit langem, dass
die Konflikte in der Türkei auch
Auswirkungen auf die Sicher-
heitslage in Deutschland ha-
ben“, sagte Verfassungsschutz-
präsident Hans-Georg Maaßen.
Die Bruchlinien zwischen den
verschiedenen Lagern in der
Türkei bildeten sich spiegelbild-
lich in der Bundesrepublik ab. In
beiden Szenen – dem Lager der
Unterstützer wie der Gegner Er-
dogans – sei „ein hohes, schlag-
kräftiges Gefährdungspotenzial
vorhanden“. © Alle Rechte vorbehalten

HONOLULU (dpa). Der US-
Bundesstaat Hawaii will gegen
das von Präsident Donald
Trump erlassene neue Einreise-
verbot vor Gericht ziehen. Das
kündigten Anwälte in der Nacht
zu Mittwoch in Dokumenten an,
die sie bei Gericht einreichten.
Der Generalstaatsanwalt des
Bundesstaates, Douglas Chin,
bezeichnete das neue Dekret als
„Muslim Bann 2.0“. „Unter dem
Vorwand der nationalen Sicher-
heit zielt es nach wie vor auf Mi-
granten und Flüchtlinge ab.“

Trump hatte am Montag ei-
nen neuen Erlass für einen Ein-
reisestopp unterzeichnet, nach-
dem er mit dem ersten Dekret
eine Schlappe vor Gericht hin-
nehmen musste.

Das neue Verbot soll am 16.
März in Kraft treten. Dann dür-
fen Menschen aus den vorwie-
gend islamischen Ländern Iran,
Jemen, Libyen, Syrien, Somalia
und Sudan mindestens 90 Tage
lang nicht in die USA einreisen –

es sei denn, sie besitzen eine
Greencard oder sind bereits vor
Inkrafttreten des Stopps im Be-
sitz eines gültigen Visums. Das
Programm zur Aufnahme von
Flüchtlingen wird zeitgleich für
120 Tage gestoppt.

Gegen das ursprüngliche De-
kret hatte es mehrere Dutzend
Klagen gegeben, auch Hawaii
war dagegen vorgegangen.
Schließlich stoppte ein Beru-
fungsgericht in San Francisco
das Einreiseverbot in einem an-
deren Verfahren. ©

Widerstand gegen Trumps
Einreiseverbot – Hawaii will klagen

BUDAPEST (APA). Der Karfrei-
tag ist im mehrheitlich katholi-
schen Ungarn ab diesem Jahr
ein gesetzlicher Feiertag. Das
beschloss das ungarische Parla-
ment am Dienstag auf Antrag
der beiden Regierungsparteien
ohne Gegenstimme, wie der
staatliche Rundfunk laut Kath-
press berichtete. Die Zahl der
gesetzlichen Feiertage steigt da-
mit in Ungarn auf 11.

Dafür stimmten 163 Abgeord-
nete, 2 enthielten sich. Sozial-
und Kulturminister Zoltan Ba-
log, ein evangelischer Pfarrer,

sagte, Ungarn könne sich den
neuen arbeitsfreien Tag dank
seiner starken Wirtschaft leis-
ten. Kritiker beklagten hinge-
gen, dass durch den zusätzli-
chen Ruhetag die Wirtschafts-
leistung sinke. Wirtschaftsver-
treter hatten dafür plädiert, statt
des Karfreitags den 24. Dezem-
ber zum gesetzlichen Feiertag
zu erklären, weil dadurch das
Bruttoinlandsprodukt weniger
gedrückt werde.

Ungarn folgt mit dem neuen
Ruhetag dem Beispiel Tsche-
chiens. ©

Karfreitag wird in Ungarn Feiertag

Das Rathaus in Szélykeresztúr/Cristuru Secuiesc mit der zweisprachigen
Aufschrift: Der ungarische Teil muss entfernt werden, obwohl in der Ge-
meinde 93 Prozent der Bewohner Ungarn sind.

Das Rahmenabkommen zum
Schutz nationaler Minderhei-
ten wurde 1998 von Rumäni-
en ratifiziert. Im Artikel 11,
Absatz 3, heißt es: „In Gebie-
ten, die traditionell von einer
beträchtlichen Zahl von An-
gehörigen einer nationalen
Minderheit bewohnt werden,
bemühen sich die Vertrags-
parteien im Rahmen ihrer
Rechtsordnung, einschließ-
lich eventueller Übereinkünf-
te mit anderen Staaten, und
unter Berücksichtigung ihrer
besonderen Gegebenheiten,
traditionelle Ortsnamen,
Straßennamen und andere
für die Öffentlichkeit be-
stimmte topografische Hin-
weise auch in der Minderhei-
tensprache anzubringen,
wenn dafür ausreichende
Nachfrage besteht.“ ©

Mevlüt Cavusoglu spricht vom Balkon des Generalkonsulats zu seinen
Anhängern. APA/afp/DANIEL REINHARDT
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